
ll .. Beiblntt 

A 11 f'T ag e 

der Abgo Ernst F i s.a her und Genossen 

an den Burrfi,eskanzlc!'; 

4"Juli 1951" 

betreffend die rechtswidrige Aussiedlung österreichischer Staatsbürger 

aus SieZel1..1'}.eitl (Salzburg), ttr:l Platz für oine runerikrulische Militärstadt 

zu schaffelle 

lu"1. 17,:Mni und nr!l 6 "Juni d. J" haben die unt erzeichneten Abgeordneten 
Anfra.gen [1.11 d,cl1 Bundeskanzler wegen des Baues einer runeriknnischen Militär- , . 
s.tadt auf den Boden VOll Wals und Siezenhemgeridhtet. Unter Missll.chtung 
seiner Pflichten hat der Bundeskanzler nicht nU1! diese Anfrngen nicht-­
bea.nt\1ortet, s0l1derl1 auah j eue gesetz.- und völkerrechtswidl,"i,gen Mo.ssnahr1en 
gedeck!, durch die ö5terrcichisohe Sta.atsbürger VOll Haus und Hof vertrieben 
werden; um Dllorikanischcn Soldat.cn Platz zumaohen. . 

Nw".nohr hat d!l Salzburger Gericht in Zivilsachen (Vorsitzende);' 
, OLGR Dro-Sahneider)00 30~Juni dllJlI die Ungesetzlichkeit der AussiedtlWlg 
in Ftt.lle eines Siedlers festgestellt, bei dessell Kündigung die österreichi· 
sehen Behörden ... wie dar-unabhängige Richter feststellen DUSste .. das 
Gesetz gröblich vorletzt haben!> -

Das SChi7Cigc:n des 13undeskanzlers auf parlaoontarisehc . .Anfra.gen und 
die Verletzung des Hechtes österreiohis'cher StaatsbUr~u.· durch östcl:'reichi .... 
scho Bchördcn~ die sich Zt1 Dienstboten dar a::leriltanis..::hen Besatzungsmacht 
el,"niedrigax.~ sind Ausdruck der gleichen verwe.rflichen Politik der bedin-
gungslosen Unterordnung unter den aoerikanischeP Kriegshafehl .. Das ' 
SalzburSer Ger5.cht konnte feststellen, dass die' österreichischen Bchör r],0::: 
die volle Verantwortung für de~l Bodenro.ub in Sie,zenheim tragen. . 

Die unterzeichneten Abgeordneten riohten daher an den Bundesko.l1~ler 
folgende 

'Anfragen: 

1.Q) Ist der Herr Buudcskallzler bereit, die Öffentlichkeit über die 

Errichtu~·eiuesnnerikanischen Militärstützpunktes in Österreich und 

üb9r die Eine1iederung unseres ~a.ndes in die amerikanischen lCricgspläne 

auf zllklären ? 

2,;) Auf welches Gesetz oder auf welQhen Regierungsbesohlussstützt 

sich die gericht lieh festgestellte ItBevorschussung" des aneriko.nischcl1 

Entschädigul1gsQ.l1f-rro.ndes üus Steuerge Idern? 

3.:-)\Tohc~ nitnt (lie Rogicrwlg das Recht I den Amerikanern für ihre 

Xriegs.b~n- Git"\lR(~e-k-e anzub'ietEm, ~die nioht- ihr, 'sonaem- österreIChi":" 

schel'], Staatsbürgerll gehören? 

40) WUEn '\1ird der Herr BWldeska'lzlcr die pa.rlaoentnrischcn Anfragel1 

an ihn vom 17 DMni und vor.l 6 .. Juni d"J" endlich benl1twortcn? 

-----~----.. 
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